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<.l11>Beib1att Belb1a.tt zur Parlament.!!forrespondenz 23Q Feber 1955 
<I 

233{A.Bo 

zu 266/J A n t.!:.c.!..~~ e b e a n t w 0 r t lWl...ß: 

Die Abg, P r v Ir G C h Und Genossen haben in der Sit21l.."lg des National­

~ates vom 16.Feber an die Eundegmirlister für die Auswärtigen Angelegenheiten 

und rür Land .. und Forstwirtschaft eine Anfrage, betreffend ~"X'~~ch'~:erstattung 

über die Verhandlungen mit der OECEs gerichtete 

Zu dieser Anfrage teilt Bundesmiriister für' die !usvdlrtigen Angelegen ... 

heiten Dipl.-IngQDr. F i g 1 folgendes mit: 

Einleitend gestatte ioh mir zu bemerken, dass der Herr Bundesminist~r 

für La.nd- und Forstwirtschaft an der Tagung des Rate's der OECE auf Ministerebene 

in der ,Zeit vom 1;. und 140 Jänn~r 1955 nioht teilgenommen hat, da. am Tage vor , , 

der Eröffnungssitzung die Bera~ung~n der Landwirtschaftsminister der OECE-Staaten 

auf einen späteren ZeitpUnkt verschoben wurden, 

Nach meiner Rückkehr aus Paris habe ioh den Ministerrat über das ~rgebnis 

der Tagung beriohtet und ~uOh in einer Rundfunka.nsprache die wichtigsten Ergebnisse 

dieSer Tagung behandelt o Ich bin gerne bereit,. nachstehend die wichtigsten 

=.grg~b'!'l:.t<::iS8 d:t~6€'r T~ng bekanntzugeben. 

k~~mi~~<~.~e.FU\!ß.A~,I?.g.!'ürre~ols.~ie OECE 
Ebenso wie auf anderen Gebieten der Wirtsohaft ist auch auf dem 

landwirtsohaftliohen Sektor eine enge Zusammenarbeit zwisohen den Mitgliedstaaten 

der OECE wünschenswert. Bereits bei der letzten Tagung habe ioh mioh mit dieser 

Frage befasst~ Der Rat derOECE hat diesmal einstimmig den Eesohluss gefasst, 

dass ein Minieterkomitee für Landwirtschaft und Ernährung gebildet werden soll, 

dessen Aufgabe darin b~Btehen soll, periodisch die Probleme der Mitgi1edstaaten 

in bezug auf Ernährung und t.andwJ.rtsohaft.zu prüfen tL"ld diej enigen Massnahmen 

zu ergreifen, die den Land~irts~haftsministern innerhalb des Rahmens ihrer 
I 

nationalen Kompetenz zustehen .. Dem Ministerkomitee wird ein Ko~itee von Stell<>; 

vertretern beigegeben werden~ Zu diesem Punkt der Tagesordnung habe ich mich 

nicht veranlasst gesehen,eine Erklärung abzugeben, da der Eeschluss einmütig 

erfolgte~ 
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'" 2Q Beiblatt. Beiblatt z~t-larlam~~respondenz 23. Feber 1955 

.?_LJ1~1:I.'her.§-1.isierun~.:tran.~r~i~ 

Frankreich hat seinerzeit erklärt, dass es nicht in der Lage sei, die 

15 ~ige Liberalisierung durchzuführenü Bei der diesmaligen Tagung hat der 

französische Firanzminister .F'aU1'e z.ugesag·c" dass li'rankreich bis zum 1 GApril 1955 

die Liberalisierung der gesamter. Exporte auf 75 % erh~:~hen werde, wobei es in 

jeder der drei Gruppen (landwirtschaftliche Erzeugnisse, Rohstoffe und Fertig­

waren) mindesteno 60 % der privaten Importe liberalisieren werde e Frankreich 

wird ferner nach dem l~April 1955 nicht mehr die Bestimmunge!l eles Artikels 3 C 

des Liberalisierungscodes, der eine Herabsetzung der Liberalisierung unter 75% 
. ermöglicht .. in Anspruch nehinen~ Der Rat hat ferner der Hoffnung Ausdruck gege­

ben, dass auch die sogenannte Kompensationstaxe, die in Frankreich. beim Import 

von l~bera11s1erten Waren eingehoben wird. herabgqsetzt werden möge, Die anderen 

Mitgliedstaa.ten der OEcm habeIl keine Erklärungen abgegeben~ 

.3:; E:r:!.e_;tji~n~:!,l.g.i':.e~~ L:!J?eralisierung 
Der Rat der OECE hat 1,eschlossen, die Liberalisierung auf 90 % der 

gesamten privaten Importe zu erhQ~n, wobei auf jede der drei vorher erwähnten' 

;:rll.pren m1"1de.stens 75 % der importierten Waren entfallen müssen. Ausserdem soll 

jeder Mitgliedstaat seine Liberalisierung der privaten Importe gegenüber dem 

Stand vom 30"Jun1 1954 um 10 % erhöhen" 

Bei dieser Gelegel'l.heit habe ich erklärt, dass österreich nicht in. der 

Lage sein w1rd, die vorgesehene Fflichtliberalisierung von 90 % durchzuführen, 

solange die bekannten besonderen Handelsbeschränkungen für Embargowaren fort. 

bestehen. österreich habe jedoch im Geiste der internationalen Zusammenarbeit 

beschlossens .ab L .. Dezember 1954 den Liberalisierungssatz von 15 % auf 82,4 % 
zu erhöhen und die Liberalisierung in progressiven Etappen 1:,is hJuli 1955 
auf 84,1 % weiter zu steigernfJ Dies sei jedoch das Maximum, das unter den gegen­

wärtigen Verhältnissen erreicht werden kann, da der Prozentsatz der den Embar~­

beschränkungen unterworfenen Waren noch immer 9 % beträgt 9 Österreich hätte so­

mit bereits heute~ spätestens jedoch am 1.Juli 1955, die erforderlichen 90 % 
err~icht, Wenn es nicht auf Grund seiner besonderen geographischen und politi­

schen Lage genötigt wäre, Beschränkungen aufrechtzuerhalten, die in keinem 

anderen Land der OECE bestehen~ Die esterreichische Zustimmurtg für Erh~hung 

der Liberalisierung erfolge daher unter der ausdrücklichen Annahme, dass die 

anderen Teilnehmerstaaten diese Tatsache anerkennen. Der Rat der OECE hat 

meine diesbezügliche Erklä,rung wlder:"!pruchFllos zur Kenntnis genommen. 
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3.Beiblatt Beiblatt zur Parlamentskorre@pond2A; 23. Feber 1955 

Der Rat der OECE hat ferner denjenigen Kitgliedstaaten~ diß gleidh­

zeitig Teilnehmer des GATT sind, empfohlen, Verhandlungen einzuleiten für 

eine allgemeine Herabsetzung,ihrer Zölle, 

Der Rat hat jedpch gleichzeitig festgestellt, dass in der Durch­

führung dieser Empfehlung die notwendige Flexibilität erforderlich sei. 

loh habe in diesem: Zusammerihang ausdrücklich erklärt, dass eine Revision 

unseres Zolltarifes hia~~"J:aoh nicht gefährdet werden dürfe. Der stellvertre­

tende Generalsekretär der OECE hat hierauf geantwortet, dass der im Beschluss 

des Rates gebrauohteAusdruck "Flexibilität" unseren Wunsch vollkommen decke. 

Was die 90 ~ige Liberalisierung betrifft, so wird sie für alle 

Mitgliedstaaten mit Ausnahme von Franb-eich,der 'l'ÜTkei, Island und Norwegen 

gelten. Irland hat seine en4g.ültige Stellungnahme vorbehaltenc-

j. Brneuerups der Europäischen Zahlungsunion, SchaffUng eines Europäischen 

Fonds und Vorbereitung der Konvertierbarkeit 

Der R4t der OECE hat beschlossen, di~ Europ~isehe Zahlungsunion 

um ein weiteres Jahr, das ist bis zum 30.Juni 1956, zu verlängern. Das Comite 

de Direction wurqe ferne~ beauftragt, die Bedingungen für die Sohaffung 

eines·Europäis6hen Fonds zu studiere~ und Vorschläge a.uszu~'beiten für den 

Ubergang von der Europäischen Zahlungsunion auf den Europäischen ~onds. 

Bei dieser Gelegenheit habe ich erklärt, dass die Vorbereitung und 

Verwirklichung der Konvertibilität nur durch die Zusammenarbeit aller Teil-
o 

nehmerstaateh möglich erscheint und es daher wünsohenswert wäre. wenn in der 

nächsten Arbeitstagung mehr als bisher sämtlichen Delegationen die lf6g1ichkei1; 

zur praktischen Mitarbeit geboten wü~de. Der Vorsitzende des Rates, der 
. . . 

britische Schatzkanzler Butler, hat dieser Airegung zugestimmt • 

....2..!.. OECE . und GATT 
Bei Beratungen über die Bezieh~iwischen der OECE und dem GATT 

wurde von verschiedenen Delegationen der Wunsch zum Ausdruck gebracht, dass 

mari die OEcE, die für die europäische Zusammenarbeit sich bedeutende Ver- ' 

dienste erWorben habe, unter allen Umständen erhalten müsse. Auch ich habe 

mich im gleichen Sinn geäussert. 
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6, Der italienisohe lO--Jahreaplan 

Derital1enische Minister Vanoni hat dem Rat einen ausführlichen 

lO-Jahx;esplan seiner Regierung für die wirtschaftliche Entwicklung Italiens 

unt'er besondere1- Berücksichtigung der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und. der 

Hebung des Lebensstandards im südlichen Teil des Landes vorgelegt. Der Plan 

wurde von den Vertretern verschiedener Teilnehmerstaaten und von dem amerika.-
I 

nischen Vertreter,Mr.Stassen, begrüsst. Auch ich halSe unsere Bereitschaft, 

1m Rahmen des Mcglichen mitzuwirken, betont.-

....... -.-
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